
Überweisungsbedingungen                          
                   Stand: 21.04.2018

I. Allgemein

1. Wesentliche Merkmale der Überweisung (Referenzkontoprinzip) 
Der Kunde kann die Mercedes-Benz Bank AG (nachfolgend: Bank) nur  
beauftragen, durch eine SEPA-Überweisung (nachfolgend Überweisung 
genannt) Geldbeträge (ausschließlich in Euro) bargeldlos zugunsten 
des hinterlegten Girokontos bei einem Fremdinstitut mit Sitz im SEPA-
Raum zu übermitteln.

2. Kundenkennungen
Zur Ausführung der Überweisung im Sinne von Ziffer 1 hat der Kunde 
seine Kundenkennung (IBAN) und die Kundenkennung des Zahlungs-
empfängers (IBAN) zu verwenden. Überweisungen sind ausschließlich 
auf das für den jeweiligen Kunden bei der Bank hinterlegte Referenz-
konto möglich. Das Referenzkonto teilt der Kunde der Bank auf dem 
Kontoeröffnungsantrag mit. Eine Änderung des Referenzkontos unter-
liegt einem besonderen Sicherheitsstandard. Diese kann der Bank im 
gesicherten Bereich des Online-Banking mitgeteilt werden und wird 
erst nach telefonischer Rückbestätigung wirksam. Auf eigenen Wunsch 
kann der Kunde auch einen unterzeichneten schriftlichen Auftrag zur 
Änderung des Referenzkontos einreichen.

3. Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung
(1) Der Kunde erteilt der Bank telefonisch (innerhalb der Geschäftszei-
ten) oder mittels Online-Banking – sofern sich der Kunde jeweils 
entsprechend Ziffer 2 legitimiert hat – oder schriftlich einen Überwei-
sungsauftrag. Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und 
Richtigkeit der Angaben zu achten. Unleserliche, unvollständige oder 
fehlerhafte Angaben können zu Verzögerungen und zu Fehlleitungen 
von Überweisungen führen; daraus können Schäden für den Kunden 
entstehen. Bei unleserlichen, unvollständigen oder fehlerhaften Anga-
ben kann die Bank die Ausführung ablehnen (siehe auch Ziffer 7.). Hält 
der Kunde bei der Ausführung der Überweisung besondere Eile für 
nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen.
(2) Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag mündlich im 
Rahmen eines Telefonats nach entsprechender Identifikation, mittels 
Eingabe seines Auftragskennworts und dessen Abschicken im gesi-
cherten Online-Banking-Bereich der Bank oder durch Unterschrift. In 
dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthal-
ten, dass die Bank die für die Ausführung der Überweisung notwendi-
gen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem Datenbe-
stand), verarbeitet, übermittelt und speichert.
(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines 
einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist für 
diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte 
und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit.
(4) Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungsauftra-
ges an die Bank auch einen Zahlungsauslösedienst gemäß § 1 Absatz 
33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, sofern die Bank ent-
scheidet solche Dienste zuzulassen, es sei denn, das Konto des 
Kunden ist für ihn nicht online zugänglich.

4. Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank
(1) Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. 
Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen Zahlungsaus-
lösedienstleister erteilt wird, sofern die Bank entscheidet, solche 
Dienste zuzulassen. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des Auf-
trags in den dafür vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank 
(zum Beispiel mit Eingang auf dem Online-Banking-Server der Bank).
(2) Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach 
Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Bank gemäß Preis- 
und Leistungsverzeichnis, so gilt der Überweisungsauftrag erst am 
darauf folgenden Geschäftstag als zugegangen.
(3) Geht der Überweisungsauftrag nach dem im Preis- und Leistungs-
verzeichnis angegebenen Annahmezeitpunkt ein, so gilt der Überwei-
sungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausführungsfrist 
(siehe Nummer II. 1.2) erst als am darauf folgenden Geschäftstag 
zugegangen.

5. Widerruf des Überweisungsauftrags
(1) Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank (siehe 
Nummer I. 4 Absätze 1 und 2) kann der Kunde diesen durch Erklärung 
gegenüber der Bank widerrufen. Nach dem Zugang des Überweisungs-
auftrags ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ein Widerruf nicht mehr 
möglich.  Entscheidet die Bank, die Erteilung eines Überweisungsauf-
trags mittels eines Zahlungsauslösedienstleisters zuzulassen und nutzt 
der Kunde einen solchen Dienst, so kann er den Überweisungsauftrag 
abweichend von Satz 1 nicht mehr gegenüber der Bank widerrufen, 

nachdem er dem Zahlungsauslösedienstleister die Zustimmung zur 
Auslösung der Überweisung erteilt hat.
(2) Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausfüh-
rung der Überweisung vereinbart (vgl. Nummer II. 1.2 Absatz 2), kann 
der Kunde die Überweisung bis zum Ende des vor dem vereinbarten 
Tag liegenden Geschäftstags der Bank widerrufen. Die Geschäftstage 
der Bank ergeben sich aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. 
(3) Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der 
Überweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Bank 
dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der 
Bank gelingt, die Ausführung zu verhindern oder den Überweisungsbe-
trag zurückzuerlangen. Entscheidet die Bank, die Erteilung eines 
Überweisungsauftrags mittels eines Zahlungsauslösedienstleisters zu-
zulassen und nutzt der Kunde einen solchen Dienst, bedarf es ergän-
zend der Zustimmung des Zahlungsauslösedienstleisters und des 
Zahlungsempfängers. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des 
Kunden berechnet die Bank das im Preis- und Leistungsverzeichnis 
ausgewiesene Entgelt.

6. Ausführung des Überweisungsauftrags
(1) Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn 
dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer I. 3 Absatz 2) und ein 
zur Ausführung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der 
Auftragswährung vorhanden ist (Ausführungsbedingungen).
(2) Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überweisung 
beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Überweisung 
ausschließlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung 
des Zahlungsempfängers (siehe Nummer I. 2) auszuführen.
(3) Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich 
über die Ausführung von Überweisungen auf dem für Kontoinformatio-
nen vereinbarten Weg. Mit Kunden, die nicht Verbraucher sind, kann 
die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung geson-
dert vereinbart werden.

7. Ablehnung der Ausführung
(1) Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer I. 6 Absatz 1) 
nicht erfüllt, kann die Bank die Ausführung des Überweisungsauftrags 
ablehnen. Hierüber wird die Bank dem Kunden unverzüglich, auf jeden 
Fall aber innerhalb der in Nummer II. 1.1 vereinbarten Frist, eine 
Information zur Verfügung stellen. Dies kann auch auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, 
soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten 
angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt 
werden können.
(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Bank 
erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto oder 
keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zuzuordnen, 
wird die Bank dem Kunden hierüber unverzüglich eine Information zur 
Verfügung stellen und ihm gegebenenfalls den Überweisungsbetrag 
wieder herausgeben.
(3) Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten 
Überweisungsauftrags berechnet die Bank das im Preis- und Leistungs-
verzeichnis ausgewiesene Entgelt.

8. Übermittlung der Überweisungsdaten
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank die 
in der Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) unmittel-
bar oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungsdienstleister 
des Zahlungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die Überwei-
sungsdaten, zu denen auch die Internationale Bankkontonummer (I-
BAN) des Zahlers gehört, ganz oder teilweise zur Verfügung stellen. Bei 
grenzüberschreitenden Überweisungen und Eilüberweisungen im In-
land können  die Überweisungsdaten auch über das Nachrichtenüber-
mittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecom-
munication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienstleister 
des Zahlungsempfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der 
Systemsicherheit speichert SWIFT die Überweisungen und Eilüberwei-
sungsdaten vorübergehend in seinen Rechenzentren in der Europäi-
schen Union und in der Schweiz.

9. Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter
Überweisungen
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu 
unterrichten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsaus-
lösedienstleisters, sofern die Bank entscheit, solche Dienste zuzulas-
sen.
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10. Entgelte und deren Änderung
10.1 Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem Preis- und 
Leistungsverzeichnis. Änderungen der Entgelte im Überweisungsver-
kehr werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit 
der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart, können die Änderungen auch auf 
diesem Wege angeboten werden. Der Kunde kann den Änderungen vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens entweder zustim-
men oder sie ablehnen. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, 
wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Ge-
nehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders 
hinweisen. Werden dem Kunden Änderungen der Entgelte angeboten, 
kann er diese Geschäftsbeziehung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei 
kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem 
Angebot besonders hinweisen.
10.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kunden, die 
keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 11 
Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

II. Überweisungen

1. Maximale Ausführungsfrist

1.1 Fristlänge
Die Bank ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag 
spätestens innerhalb der im Preis- und Leistungsverzeichnis angegebe-
nen Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfän-
gers eingeht.

1.2 Beginn der Ausführungsfrist
(1) Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des 
Überweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer I. 4). 
(2) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung der 
Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimm-
ten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur 
Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswährung zur 
Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene 
oder anderweitig vereinbarte Termin für den Beginn der Ausführungs-
frist maßgeblich. Fällt der vereinbarte Termin nicht auf einen Ge-
schäftstag der Bank, so beginnt am darauf folgenden Geschäftstag die 
Ausführungsfrist. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem 
Preis- und Leistungsverzeichnis.

2. Haftungsansprüche des Kunden

2.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (vgl. oben Nummer I. 3 
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto 
des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu 
bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisier-
te Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis 
zum Ende des Geschäftstags gemäß Preis- und Leistungsverzeichnis zu 
erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, 
dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere 
Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen 
Behörde  berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches 
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre 
Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn 
sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Entscheidet die Bank, die 
Erteilung eines Überweisungsauftrags mittels eines Zahlungsauslöse-
dienstleisters zuzulassen und wurde die Überweisung über einen 
solchen Dienst  ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 
4 die Bank.

2.2 Erstattung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 
Ausführung einer autorisierten Überweisung
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer 
autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank die unverzüg-
liche und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrages insoweit 
verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der 
Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder 
auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder 
fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Entscheidet 
die Bank, die Erteilung eines Überweisungsauftrags mittels eines Zah-
lungsauslösedienstleisters zuzulassen und wird eine Überweisung vom

Kunden über einen solchen Dienst ausgelöst, so treffen die Pflichten 
aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbetrag von 
der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen 
worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsemp-
fängers unverzüglich den abgezogenen Betrag. 
(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung 
derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im 
Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet 
wurden. 
(3) Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Über-
weisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift 
des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfängers 
so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß ausgeführt 
worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Bank entscheidet, 
die Erteilung eines Überweisungsauftrags mittels eines Zahlungsaus-
lösedienstleisters zuzulassen und die Überweisung vom Kunden über 
einen solchen Dienst  ausgelöst wird. Weist die Bank nach, dass der 
Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 
1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.
(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die 
Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen 
und den Kunden über das Ergebnis unterrichten.

2.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überwei-
sung kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits 
von Nummer II. 2.1 und II. 2.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die 
Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten 
Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, 
dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle 
liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuld-
haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese 
betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht
• für nicht autorisierte Überweisungen,
• bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
• für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
• für den Zinsschaden, soweit der Kunde Verbraucher ist.

2.4 Ansprüche von Kunden, die nicht Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer II. 2.2 und 2.3 haben 
Kunden, die keine Verbraucher sind, bei nicht erfolgten, fehlerhaft oder 
verspäteten ausgeführten autorisierten Überweisungen oder bei nicht 
autorisierten Überweisungen neben etwaigen Herausgabeansprüchen 
nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadenersatzansprüche 
nach Maßgabe folgender Regelungen:
• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein 

schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

• Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen 
haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung 
der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten 
zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

• Ein Schadenersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den 
Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung ge-
stellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die 
Geltendmachung von  Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf 
höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbe-
schränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank 
und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat  sowie 
für nicht autorisierte Überweisungen.

2.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer II. 2.2, bis II. 2.4 ist in 
folgenden Fällen ausgeschlossen:
• Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überwei-

sungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister 
des Zahlungsempfängers eingegangen ist, oder

• Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden 
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfän-
gers ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch 
verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Überweisungsbetrags nicht möglich, so ist die Bank 
verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren 
Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen
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Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des 
Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten der 
Bank nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunktes berechnet die 
Bank das im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Entgelt.

(2) Die in Nummer II. 2.1 bis II. 2.4 geregelten Haftungsansprüche des 
Kunden und Einwendungen des Kunden sind ausgeschlossen, wenn der 
Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der 
Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, 
wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der A-
Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten 
Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung 
unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer II. 2.3 
kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, 

wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn die Bank entscheidet, die 
Erteilung eines Überweisungsauftrags mittels eines Zahlungsauslöse-
dienstleisters zuzulassen und der Kunde die Überweisung über einen 
solchen Dienst auslöst.
(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen
Anspruch begründenden Umstände
• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden 
können, oder

• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden.

Mercedes-Benz Bank AG
Sitz und Registergericht: Stuttgart, HRB-Nr. 22 937, USt.-ID-Nr.: DE 811 120 989
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Peter Zieringer
Vorstand: Benedikt Schell (Vorsitzender), Tobias Deegen, Gero Götzenberger

Mercedes-Benz Bank AG
Kundenservice
Postfach 65 02 02
66141 Saarbrücken
www.mercedes-benz-bank.de
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